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B U N D E S V E R B A N D  B E R U F L I C H E R  N A T U R S C H U T Z  e .V .

BBN •  Pau l -Kemp -S t r . 5  •  D -53173  Bonn

B B N  M i t g l i e d s v e r b ä n d e

Arbeitsgemeinschaft der amtlichen Fachreferenten für Naturschutz und Landschaftspflege in Bayern e.V. (AgN), Berufsverband 
der  Ökologen Bayerns e.V.  (BVÖB),  Berufsverband Landschaftsökologie  Baden-Württemberg e.V.  (BVDL),  Bundesverband 
Naturwacht e.V., Hessische Vereinigung für Naturschutz und Landschafts-pflege e.V. (HVNL), Naturschutzforum Thüringen e.V. 
(NfT), Saarländischer Berufsverband der Landschaftsökologinnen und -ökologen e.V. (SBdL), Vereinigung Hessischer Ökologen 
und Ökologinnen e.V. (VHÖ)

An

die Abgeordneten des Deutschen Bundestages

per mail

Name@Bundestag.de

MdB Fraktion: Fraktion 

pers. Anrede Vorname & Name

die Bundesregierung möchte noch im Laufe des Juni das sogenannte Infrastruktur-Zukunfts-
Gesetz (InfZuG) durch den Bundestag beschließen lassen. Es geht darum, große 
Infrastrukturprojekte beschleunigt umzusetzen.
Wir haben uns als bundesweit anerkannter Naturschutzverband schon früh gegen das Gesetz 
ausgesprochen (zur BBN-Stellungnahme).
Wir können den Wunsch, Genehmigungsverfahren zu beschleunigen, vor allem beim Ausbau des 
Schienennetzes, dem Ausbau der Stromnetze und der Erneuerung bereits vorhandener 
Infrastruktur nachvollziehen.
Dagegen lehnen wir den Neubau von Straßenverbindungen im geplanten Umfang sowie den 
Ausbau von Wasserwegen ab.
Aus unserer Sicht muss die Überprüfung und Sanierung der ca. 20.000 Spannbetonbrücken aus 
den 1960 Jahren unbedingte Priorität genießen. Der Ausfall nur einer Autobahnbrücke wird 
Bevölkerung und die Wirtschaft weit stärker treffen, als sie der Neubau einiger Kilometer 
Autobahn entlasten würde.
Für den Neubau von Schienenwegen und Versorgungsinfrastruktur ist es allerdings nicht 
notwendig, Standards der Eingriffsplanung abzuschaffen und die wichtige "Grüne" Infrastruktur 
im geplanten Umfange zu schwächen.
Mit der Gesetzesvorlage werden seit Jahrzehnten bewährte (und von Gerichten bestätigte) 
Planungsabläufe außer Kraft gesetzt. Eine Änderung der eingespielten Abläufe führt zu 
Unsicherheiten bei allen Beteiligten, nicht jedoch zu einer Beschleunigung.
Konkret kritisieren wir die mit der Gesetzesvorlage verbundene unnötige Schwächung der 
Eingriffsregelung, vor allem den Wegfall der Bürgerbeteiligung sowie der „Realkompensation“. 

https://www.bbn-online.de/fileadmin/2_Ueber_uns/Stellungnahmen/260126_BBN_Brief_MP_Infrastrukturzukunftsgesetz_BBN_Info.pdf
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Gut moderierte Bürgerbeteiligung bei Großprojekten erhöht die Akzeptanz, verringert Klagen und 
beschleunigt Prozesse. Durch die Streichung dieses Verfahrensschrittes werden die Gerichte 
deutlich stärker belastet werden, als bisher, vor allem durch Klagen von Privatpersonen. 
Der Ersatz der „Realkompensation“ durch Zahlung eines Geldbetrages führt dazu, dass die 
räumliche Nähe der Ausgleichsmaßnahmen zum Eingriff entfällt und die Ausgleichsmaßnahmen 
auch an anderer Stelle in Deutschland stattfinden können.
Bürgerinnen und Bürger werden dreifach benachteiligt, sie dürfen sich an der Planung nicht 
beteiligen, müssen die Folgen des Eingriffs tragen und auf eine Aufwertung ihrer näheren 
Umgebung durch Ausgleichsmaßnahmen verzichten. 
Wir bitten Sie nun, bevor das Gesetz beschlossen wird, sich darüber Gedanken zu machen, wie 
Sie dies Ihren Wählerinnen und Wählern in ihrem Wahlkreis Name des Wahlkreises erklären 
wollen.
Ebenfalls nicht hinnehmbar aus unserer Sicht ist die Tatsache, dass das im Koalitionsvertrag 
vereinbarte Gesetz zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur (NatIF), mit dem die Folgen der 
Planungsbeschleunigung „geheilt“ werden sollen, nicht parallel zum Infrastruktur-Zukunfts-Gesetz 
verabschiedet wird. 
Dies bedeutet, dass die Umsetzung der nationalen Biodiversitätsstrategie behindert, die weitere 
Zerstörung unserer Landschaft beschleunigt und ein bereits im Koalitionsvertrag vereinbartes 
Gesetz, welches die Aufwertung der Landschaft unterstützen würde, vermutlich auf unbestimmte 
Zeit vertagt wird.
Vor dem Hintergrund der weltweiten Biodiversitätskrise und auch der in Deutschland geltenden 
EU-Wiederherstellungsverordnung ist ein derartiges Vorgehen der Bundesregierung für uns in 
keinster Weise nachvollziehbar und aus unserer Sicht unverantwortlich. 
Wir stehen mit dieser Auffassung nicht alleine und verweisen zur weiteren Information auf zwei 
weitere umfangreichere Stellungnahmen zu dem geplanten Vorhaben:
Stellungnahme des Sachverständigenrates für Umweltfragen
Gemeinsame Stellungnahme des Deutschen Naturschutzringes und weiterer Naturschutzverbände
Wir fordern Sie hiermit auf, sich mit dem – zugegeben komplexen – Sachverhalt 
auseinanderzusetzen und in der parlamentarischen Debatte und der Abstimmung dafür 
einzutreten, dass grundlegende Beteiligungsrechte von Bürgerinnen und Bürgern nicht in dieser 
Form eingeschränkt werden und dass im selben Maße wie Eingriffe erleichtert werden, 
entsprechende Maßnahmen zur Aufwertung der Landschaft, zum Schutz von Klima, Natur und 
Umwelt und zur Umsetzung der Europäischen Wiederherstellungsverordnung umgesetzt werden.
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung

Mit freundlichen Grüßen

Christof Martin 
(Bundesvorsitzender des BBN e.V.)

https://www.dnr.de/publikationen/gemeinsame-stellungnahme-zum-referentenentwurf-des-bundesministeriums-fuer-verkehr
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2024_2028/2026_02_SN_Beschleunigung.pdf?__blob=publicationFile&v=9

